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• R E PUB L I K Ö S T E R R E IC H 
BUNDESMINISTERIUM FÜR JUSTIZ 

GZ 578.009/1-11 1/92 

MuseumstraBe 7 
A-1070WIen 

Briefanschrift 

An das A-1016 Wien, Postfach 63 

Präsidium des Nationalrats 
Telefon 

..... ------.. ------:"] 0222152152-0-

~-"'----''-'--=-~'"'' e 5 e t zen t w u r f 
ZLCo?.. .. -GE!~ 9 . .f.{ 

~o.1f(Jg Datum ..... ~........... ............ ~ ..... . 
Verteilt~ 7. AU9, 1992 , 

Fernschreiber 
131264 jusmi a 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
die Strafprozeßordnung geändert wird 
(Strafprozeßnovelle 1992); 
Begutachtungsverfahren. 

Telefax 
0222152 1 52/727 

Teletex 
3222548 - bmjust 

Das Bundesministerium für Justiz beehrt sich, 
gemäß einer Entschließung des Nationalrats den Entwurf 
eines Bundesgesetzes, mit dem die Strafprozeßordnung 
geändert wir~ (Strafprozeßnovelle 1992), samt 
Erläuterungen in 25-facher Ausfertigung mit dem Ersuchen 
um Kenntnisnahme zu übersenden. 

Die im Begutachtungsverfahren befaßten Stellen 
wurden um Stellungnahme bis zum 

20. September 1992 

ersucht. 

31. Juli 1992 

Für den Bundesminister: 

Für die Richtigkeit 
der Ausfet~~ 

M i k lau 
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578.009/1-11 1/92 

ENTWURF 
EINER 

STRAFPROZESSNOVELLE1992 
(LADENDlEBSTAHL) 

I , TEXT 
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VORBLATT 

Problem 

Der Ladendiebstahl ist eine massenhaft auftreten­
de Kriminalitätsform. Die Verfolgung dieser zumeist der 
Bagatellkriminalität zuzuzählenden Straftaten belastet Or­
gane der Justiz- und Sicherheitsbehörden. In Anbetracht 
des hohen Stellenwertes, der einer sparsamen und wirksamen 
VOllziehung beigemessen wird, soll eine Verfahrensverein­
fachung geschaffen werden, die gleichermaßen die Effizienz 
der staatlichen Reaktion auf Ladendiebstähle und der Stra­
frechtspflege insgesamt verbessert. 

GrundzÜge der Problemlösung: 

Der Entwurf schlägt für Ladendiebstähle eine 
neue, vereinfachte Erledigungsform vor, die voraussetzt, 
daß der Verdächtige eine AusgleiChsleistung in Höhe des 
zweifachen Wertes der betroffenen Ware erbringt. Damit 
sollen die Strafverfolgungsbehörden auf Ladendiebstähle 
möglichst rasch, gleichmäßig, unkompliziert und auf eine 
dem Unrechtsgehalt der Tat angemessene Weise reagieren 
können. 
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Alternativen: 

Umfassende Erneuerung des strafprozessualen Vor­

verfahrens unter. Erweiterung des staatsanwaltschaftlichen 

Verfolgungsermessens. 

Kosten: 

Die vorgeschlagene vereinfachte Verfahrensform 

wird eine Entlastung der Justiz- und Sicherheitsbehörden 
im Personal- und Sachbereich mit sich bringen, der ein be­

grenztes Maß an Mindereinnahmen aus gerichtlichen Geld-

strafen gegenübersteht. 

Die nach dem vorgeschlagenen vereinfachten Ver­

fahren in Geld zu erbringenden AusgleiChsleistungen sollen 

einem Fonds für öffentliche Sicherheit, Opferhilfe und 

Straffälligenbetreuung zufließen, der die öffentlichen 

Haushalte in diesen Bereichen entlasten kann (so Pkt. 7 

des allgemeinen Teiles der Erläuterungen). 

EG-Konformität: 

Der Entwurf enthält keine VorSChläge, die 

EG-Recht berühren. 

4633H 
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Bundesgesetz. mit dem die 

StrafprozeBordnung geändert wird 

(StrafprozeBnovelle 1992) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Die Strafprozeßordnung 1975, BGBI. Nr. 631, zu­

letzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 
474/1990, wird wie folgt geändert: 

Nach dem § 34 werden folgende §§ 34a bis 34d 
eingefügt: 

"§ 34a. Der Staatsanwalt hat von der Verfolgung 
einer in die Zuständigkeit der BezirksgeriChte fallenden, 
mit- Bereicherungsvorsatz begangenen strafbaren Handlung 

gegen fremdes Vermögen abzusehen, die unter Ausnützung 

einer Selbstbedienungseinrichtung oder einer sonstigen 

VerkaufseinriChtung, die Kunden einen ungehinderten Zu­
griff auf Waren ermöglicht, begangen worden ist, wenn 

4633H 

1. der Verdächtige keinen höheren Vermögensvor­

teil als einen solchen von 1 000 S angestrebt hat, 

2. die erlangte Ware zurückgestellt oder Ersatz 
für sie geleistet worden ist, 

3. der Verdächtige eine freiwillige Ausgleichs­
leistung (§ 34b Abs.l) erbracht hat, 
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4. innerhalb der letzten fünf Jahre weder der 

Verdächtige wegen einer strafbaren Handlung gegen 

fremdes vermögen verurteilt noch nach dieser Be­
stimmung von seiner Verfolgung abgesehen worden 

ist und 

5. der Verdächtige nicht wegen einer anderen 

strafbaren Handlung gegen fremdes Vermögen ver­

folgt wird. 

§ 34b. (1) Die AusgleichSleistung besteht in 

der Zahlung eines Geldbetrages, der dem zweifachen Wert 

der erlangten Ware oder des angestrebten Vermögensvorteils 

entspricht, mindestens jedoch 500 S beträgt. 

(2) Die Ausgleichsleistung ist erbracht, wenn der 

Verdächtige den Betrag spätestens vier Wochen, nachdem er 

durch ein Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes oder 
den staatsanwalt von der Möglichkeit eines Verfolgungsver­

zichtes nach § 34a und dessen rechtlichen Folgen unter­
richtet wurde, gezahlt hat. Die AusgleiChsleistung kann 
als erbracht angesehen werden, wenn der nach Abs. 1 zu 

zahlende Betrag nur unwesentlich unterschritten worden ist. 

§ 34c. (1) Die Organe des öffentlichen Sicher­

heitsdienstes haben den VerdäChtigen von der MögliChkeit 
eines Verfolgungsverzichtes nach § 34a und dessen recht­

lichen Folgen zu unterrichten, wenn Grund zur Annahme be­

steht, daß der Staatsanwalt im Fall einer freiwilligen 

Ausgleichsleistung des Verdächtigen nach § 34a von der 

Verfolgung absehen werde. Zur Erbringung der Ausgleichs­

leistung ist dem VerdäChtigen ein zur postal~schen Einzah­
lung geeigneter Beleg auszufolgen. In begründeten Fällen 

4633H 
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haben die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes auf 
Verlangen des Verdächtigen die Ausgleichsleistung entge­
genzunehmen und einzuzahlen (§ 34d). 

(2) Ist der Verdächtige nach Abs. 1 unterrichtet 
worden, kommt jedoch ein Verfolgungsverzicht nach § 34a 
nicht in Betracht, so hat der Staatsanwalt, wenn er die 

Anzeige nicht aus anderen Gründen zurücklegt, den Verdäch­
tigen von der Fortsetzung der Verfolgung zu verständigen. 

(3) Sieht der Staatsanwalt nicht von der Verfol­
gung ab, so ist dem Verdächtigen eine bereits erbrachte 
Ausgleichsleistung zurückzuzahlen. 

§ 34d. Ausgleichsleistungen nach § 34a Z 3 sind 
an den Fonds für öffentliche Sicherheit, Opferhilfe und 
Straffälligenbetreuung zu entrichten. 

Artikel 11 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1993 
in Kraft. 

(2) Dieses Bundesgesetz ist auf Taten anzuwenden, 
die nach seinem Inkrafttreten begangen werden. 

4633H 
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ERLÄUTERUNGEN 

Allgemeines 

1. Der fortschreitende Ausbau der Selbstbedienung 

im Einzelhandel geht mit einem Ansteigen der Ladendieb­

stähle einher. Der primär kriminologische Begriff d~s 

Ladendiebstahls hat längst Eingang in den allgemeinen 

Sprachgebrauch gefunden, ohne gesetzlich definiert zu 

sein. Zu Ladendiebstählen kommt es vor allem in Selbstbe­

dienungsläden und Warenhäusern, in denen der Kunde ange­

botene Waren frei auswählen und - zumindest zum Teil -

selbst entnehmen kann sowie an einer zentralen Stelle oder 

Kasse deklarieren und bezahlen soll, oder in Geschäften, 
in denen dem Kunden zumindest faktisch ein ungehinderter 

Zugriff auf das Warenangebot ermöglicht wird, ohne daß von 
einer Selbstbedienungsorganisation gesprochen werden kann. 

Selbstbedienungseinrichtungen sind dadurch gekennzeichnet, 

daß Verkaufspersonal, welches ein sichtbares Gewahrsams­

verhältnis zu den angebotenen Waren und eine entsprechende 
Überwachung vermittelt, weitgehend fehlt. 

Im allgemeinen werden strafbare Handlungen, die 

als Ladendiebstahl im Sinne der vorgesehenen Neuregelung 

anzusprechen sind, strafrechtlich als Diebstahl (§ 127 

StGB) oder als Entwendung (§ 141 StGB) zu qualifizieren 

sein. In einigen wenigen Fällen kommt auch Betrug (§ 146 

StGB) oder Notbetrug (§ 150 StGB) in Betracht, wenn bei­
spielsweise das Kassenpersonal eines Selbstbedienungsla­

dens durch vertauschte Preiszettel über den Wert der ein­
gekauften Ware getäuscht werden soll. 

4633H 
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Unabhängig von der tatbildmäßigen Einordnung 

jener strafbaren Handlungen, die als Ladendiebstahl anzu­
sprechen sind, läßt sich feststellen, daß es sich um ein 

Massendelikt handelt, das keine spezifischen Tätertypen 
kennt. Die Polizeiliche Kriminalstatistik für 1991 weist 
rund 20 000 ausgeforschte Tatverdächtige aus. Dabei läßt 

sich weder eine besondere Alters- noch eine ins Gewicht 
fallende Geschlechtspräferenz erkennen. Darüberhinaus 

zeigt die Praxis, daß sich unter den ermittelten Verdäch­

tigen Personen unterschiedlichster gesellschaftlicher 
Schichten und vor allem überwiegend unbescholtene Personen 

befinden. 

Das Phänomen Ladendiebstahl läßt sich jedenfalls 

auch darauf zurückführen, daß bei diesem deliktischen Ver­
halten die Distanz zum Opfer eine wesentliche Erleichte­
rung oder Motivation für den Tatentschluß bildet. Gerade 
in Selbstbedienungseinrichtungen wird das Mittel der Ge­
wahrsamslockerung als Anreiz für den Kunden eingesetzt, um 
ihn näher zur Ware zu bringen und damit seinen Kaufent­
schluß zu fördern. Diese bewußte Lockerung des Gewahrsams 
führt dazu, daß so mancher potentielle Käufer die nach wie 

vor bestehende Zuordnung einer angebotenen Ware zum Kauf­
hauseigentümer mißachtet und den Entschluß faßt, diese zu 
stehlen. 

Ein weiteres und gleichfalls mit der Distanz zum 

Opfer zusammenhängendes Motiv für den Ladendiebstahl ist 

in fehlenden oder wenig ausgebauten Kontrollmechanismen in 
Selbstbedienungsläden und Kaufhausabteilungen mit freier 
Besichtigung und ungehindertem Zugriff auf Waren zu 

suchen. Die geringe Aufdeckungswahrscheinlichkeit im Fall 
eines Ladendiebstahls mag somit als weiterer Erklärungsan­
satz dafür dienen, daß diese strafbaren Handlungen in 
einer solchen Häufung auftreten. 

4633H 
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2. Seit dem Jahre 1989 kam es nach der Öffnung 

der Grenzen zu den östlichen Nachbarstaaten zu einem kurz­
fristig starken Anstieg von Ladendiebstählen, die von Per­

sonen ohne Wohnsitz in Österreich begangen wurden. Diesem 

bisweilen mit dem Schlagwort "Kriminaltourismus" bezeich­

neten Phänomen sollte das mit 1. August 1990 in Kraft ge­

tretene "beschleunigte Verfahren" nach § 453 Stpo begeg­
nen, das die Möglichkeit vorsieht, einen Reisenden höch­

stens 48 Stunden anzuhalten, wenn er unmittelbar nach der 

Begehung einer in die bezirksgerichtliche Zuständigkeit 

fallenden Straftat glaubwürdig der Täterschaft beschuldigt 

wird und die Gefahr besteht, daß die Fortsetzung der Reise 

das Verfahren vereiteln werde. 

Die Geltungsdauer der Novelle zur Strafprozeßord­
nung, mit der das "beschleunigte Verfahren" eingeführt 

wurde, ist mit dem 31. Dezember 1992 befristet. Auch die­

ser Umstand erfordert Überlegungen, wie man dem Massen­

phänomen Ladendiebstahl insgesamt wirksamer begegnen kann, 

ohne neuerlich Sonderbestimmungen für Tatverdächtige mit 

Wohnsitz außerhalb Österreichs schaffen zu müssen. 

3. Bei der Verfolgung von Ladendiebstählen ver­

halten sich die Justizbehörden unterschiedlich. Ähnlich 

wie in vielen anderen Belangen der allgemeinen Strafen­

praxis läßt sich auch bei der Verfolgung des Ladendieb­

stahls ein "Ost-West-Gefälle" feststellen. Ein Ladendieb, 
der im Osten des Bundesgebietes auf frischer Tat ertappt 

wird, muß damit rechnen, vom zuständigen Bezirksgericht 
wegen des Vergehens des Diebstahls nach § 127 StGB oder 

wegen des Vergehens der Entwendung nach § 141 Abs. 1 StGB 

verurteilt zu werden. Demgegenüber wird in einigen anderen 

Sprengeln des Bundesgebietes bei Ladendiebstählen mit ge­

ring~rem Beutewert nach wie vor § 42 StGB angewendet, also 

4633H 
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das Verfahren ohne weitere justizielle Reaktion einge­

stellt. Ausschlaggebend dafür dürfte die Überlegung sein, 

daß mit dem sicherheitsbehördlichen Einschreiten, insbe­

sondere beim bislang unbescholtenen Täter, eine behörd­

liche Reaktion erfolgt, die im Einzelfall schon als aus­

reichende informelle Sanktion angesehen werden könnte, die 

in Verbindung mit den zivilrechtlichen Konsequenzen (Zah­

lung einer Bearbeitungsgebühr an den Ladeninhaber) die 

weitere Strafverfolgung entbehrlich erscheinen läßt. 

3.1. Auch die Handhabung des "beschleunigten Ver­

fahrens" nach § 453 StPO zeigt starke regionale Unter­

schiede. Dies führt dazu, daß in manchen Gerichtssprengeln 

des Bundesgebietes ausländische Tatverdächtige bis zu zwei 

Tagen in Haft angehalten werden, während sie in anderen 

Sprengeln (lediglich) mit einer Anzeige auf freiem Fuß, 

allenfalls mit einer Übernahme der Strafverfolgung durch 

den Heimatstaat rechnen müssen. Abgesehen von der unver­

hältnismäßigen SchlechtersteIlung des wegen einer Baga­
telltat nach § 453 Stpo inhaftierten Verdächtigen hat dies 

auch eine erhebliche Mehrbelastung der Sicherheitsbehörden 

mit sich gebracht, die bei der Anzeige eines des Laden­
diebstahls Verdächtigen ein Verfahren nach § 453 StPO 

durch die Festnahme und Anhaltung des Tatverdächtigen zu 
ermöglichen haben. 

3.2. Bei ausländischen Tatverdächtigen ist es in 
einigen Gerichtssprengeln besonders im Osten des Bundesge­

bietes auch zur Verhängung unbedingter Freiheitsstrafen 

und in einer durchaus nicht zu vernachlässigenden Zahl von 
Fällen zu mehrwöchigen oder sogar mehrmonatigen Unter­

suchungshaften gekommen (unter der Annahme des Verdachts 

eines gewerbsmäßigen oder Bandendiebstahls, der sich so­

dann in der Hauptverhandlung häufig nicht bestätigt hat). 

4633H 
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3.3. Zwischen den beiden Extrempunkten Verfolgung 

mit Untersuchungshaft und Verurteilung (teilweise auch zu 

Freiheitsstrafen) einerseits und Verfolgungsverzicht bzw. 

Verfahrenseinstellung ohne weitere justizielle Reaktion 

andererseits gelangen bei Ladendiebstahlsfällen auch For­

men der sogenannten Diversion zur Anwendung, zu denen bei 

jugendlichen Ladendieben der außergerichtliche Tataus­
gleich (§§ 7, 8 JGG) und die vorläufige Einstellung durch 

das Gericht (§ 9 JGG) zählen. Dabei ist der beim Laden­

diebstahl fehlende nähere Bezug zum Opfer einem außerge­

richtlichen Tatausgleich nicht gerade förderlich. 

4. Die erwähnten Besonderheiten des Massenphäno­

mens Ladendiebstahl, insbesondere der gelockerte Gewahrsam 
über die angebotene Ware, die eingeschränkten Möglichkei­

ten einer Gewahrsamssicherung in Kaufhäusern und Läden mit 

Selbstbedienungsbereichen, aber auch die unterschiedlichen 

Reaktionsweisen der Straf justiz und die Schwierigkeiten 

bei der Umsetzung von Diversionsmodellen, rechtfertigen es 

auch unter dem Gesichtspunkt des verfassungs rechtlichen 
Gleichheitssatzes, ein besonderes Verfahren zur Reaktion 

auf diese Kriminalitätsform zu entwickeln, für das verein­
fachte Verfahrensarten in vergleichbaren europäischen 
Staaten mannigfache Vorbilder darstellen. 

Dabei ist einerseits zu berücksichtigen, daß beim 

Ladendiebstahl die Selbstbedienungssituation im Standard­

fall als besonders verlockende Gelegenheit zur Tat mil­

dernd ins Gewicht fällt (§ 34 Z 9 StGB), sodaß auch eine 

mildere Reaktion der Straf justiz gerechtfertigt ist. An­

dererseits muß angesichts der Deliktshäufung präventiven 
Zielsetzungen Rechnung getragen und sichergestellt werden, 

daß dem auf frischer Tat Betretenen das Unrecht seiner 
Handlung deutlich vor Augen geführt und zugleich eine 

4633H 
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rasche und sichtbare Ausgleichsmöglichkeit für dieses Un­
recht eröffnet wird. Damit soll auch eine Bestärkung des 

rechtstreuen Konsumenten erreicht werden. 

In enger Kooperation mit dem Bundesministerium 

für Inneres und auf dessen Anregung wurde ein praktikables 

und auch von den Sicherheitsbehörden problemlos handhab­
bares Instrumentarium entwickelt, das eine möglichst 
rasche Erledigung von Ladendiebstahlsanzeigen sicherstel­
len soll. Schon der am Tatort einschreitende Polizei- oder 
Gendarmeriebeamte soll den unbescholtenen Tatverdächtigen, 

der die Tatbegehung nicht in Abrede stellt und die an sich 
gebrachte Ware zurückstellt, von der Möglichkeit unter­
richten, daß die Staatsanwaltschaft von der Verfolgung Ab­
stand nehmen kann, wenn eine freiwillige Ausgleichslei­

stung erbracht wird. Eine solche Ausgleichsleistung, deren 

Höhe mit dem doppelten Geldwert der erlangten Sache (min­

destens jedoch mit 500 S) zu bemessen ist, scheint im 
Standardfall geeignet, das grundsätzlich zu bejahende 
Interesse an der (weiteren) Strafverfolgung zu beseitigen. 
Im Fall der Zahlung dieses Geldbetrages soll daher die 
Staatsanwaltschaft von der weiteren Verfolgung absehen. 

Festzuhalten ist, daß die Staatsanwaltschaft 

durch die Wahrnehmung einer solchen, an bestimmte im Ge­
setz festgelegte Bedingungen geknüpfte Einstellungsbefug­
nis (im Sinne einer definierten Ausnahme vom Legalitäts­
prinzip nach § 34 StPO) nicht etwa eine nur dem Gericht 

zustehende Sanktionierungsfunktion übernimmt oder dem Tat­

verdächtigen Auflagen (i.S. des § 9 JGG) erteilt. Vielmehr 
soll sie bloß die Erfüllung der vom Gesetzgeber im vorhin­
ein festgesetzten und präzise umschriebenen Voraussetzun­
gen für eine vereinfachte, das weitere Strafverfahren ent­
behrlich machende Erledigung, vor allem die Erbringung der 
freiwilligen Ausgleichsleistung durch den Tatverdächtigen, 

4633H 
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feststellen bzw. daraus die Konsequenz des Absehens von 

der Verfolgung ziehen. Daß die staatsanwaltschaft - oder 

das einschreitende Organ der Sicherheitsbehörde - den Ver­
dächtigen auf die Möglichkeit der Ausgleichsleistung hin­
zuweisen hat, ändert an dieser grundsätzlichen verfahrens­

rechtlichen Einordnung nichts. 

Das vorgeschlagene vereinfachte Verfahren soll 
nur bei Straftaten zur Anwendung gelangen, die in die Zu­
ständigkeit der Bezirksgerichte fallen, und somit insbe­

sondere in den qualifizierten Fällen einer gewerbsmäßigen, 

bandenmäßigen oder mit Gewaltanwendung verbundenen Bege­

hung ausgeschlossen sein. 

Der Staat soll schnell, mit möglichst geringem 
Aufwand, fÜr den Geschädigten und fÜr Dritte sichtbar und 

fÜr den TatverdäChtigen spürbar reagieren, ohne diesen je­
doch Über GebÜhr zu stigmatisieren. 

5. Das vereinfachte Verfahren wird auch bei aus­
ländischen Tatverdächtigen anzuwenden sein. Allfälligen 

Sprachproblemen soll mit in den gängigsten Sprachen abge­

faßten Informationsblättern begegnet werden, die in Waren­
häusern und Geschäften aufliegen werden. 

Bei Vorliegen der Voraussetzungen des vereinfach­
ten Verfahrens sind auch dem ausländischen Verdächtigen 

ein Erlagschein und ein Informationsblatt auszufolgen, da­
mit er entscheiden kann, ob er sich einem solchen Verfah­
ren unterwirft. Mit dem Erlagschein kann er den als Aus­
gleichsleistung festgesetzten Betrag entweder noch im In­
land oder aber in seinem Heimatstaat einzahlen. 

4633H 
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In der Praxis hat sich schon bisher eine über­
raschend hohe Bereitschaft ausländischer Beschuldigter ge­
zeigt, zu Gerichtsverhandlungen in grenznahen Sprengeln 
wieder nach Österreich. zu kommen, mit Strafverfügung auf­
erlegte Geldstrafen einzuzahlen und nicht beglichene Bear­
beitungsgebühren (Detektivkosten) der Kaufhäuser von ihrem 
Heimatstaat aus mittels Erlagscheines zu überweisen. Da­
raus kann geschlossen werden, daß auch ausländische Tat­
verdächtige in der Regel Interesse an einer raschen und 
einfachen Erledigung derartiger Ladendiebstahlsanzeigen in 
Österreich haben, wenn sie damit ein Verfahren in ihrem 
Heimatstaat vermeiden können. 

5.1. Zahlt der ausländische Verdächtige die Aus­
gleichsleistung nicht, so ist - wie bei einem im Inland 

wohnenden Tatverdächtigen - das ordentliche Verfahren ein­
zuleiten. In der Regel wird in solchen Fällen die Übernah­
me der Strafverfolgung des Verdächtigen durch den Heimat­
staat zu erwirken sein. Mit den Nachbarstaaten Ungarn und 
Tschechoslowakei, in denen Ladendiebstähle mit geringem 
Beutewert nur als Ordnungswidrigkeiten verfolgt werden, 
werden in naher Zukunft zwischenstaatliche Vereinbarungen 
in Kraft treten, die auch in solchen Fällen eine Übernahme 
der Verfolgung gewährleisten. Abgesehen davon wird ein im 
Inland nicht mehr erreichbarer Tatverdächtiger, der von 
der ihm gebotenen Möglichkeit des vereinfachten Verfahrens 
keinen Gebrauch gemacht hat, zur Aufenthaltsermittlung 
auszuschreiben sein, sodaß er im Fall der Wiedereinreise 
nach Österreich mit SChwierigkeiten zu rechnen hätte. Auf­
grund der Registrierung der Anzeige im Zentralen Informa­
tionssystem der Sicherheitsbehörden (EKIS) ist überdies 

sichergestellt, daß ein solcher Tatverdächtiger kein zwei­
tes Mal die Möglichkeit erhält, durch eine Ausgleichslei­
stung einen Verfolgungsverzicht nach § 34a Stpo zu erwir­
ken. 
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6. Die strikten und relativ engen Voraussetzungen 

der vorgeschlagenen §§ 34a bis 34c StPO sollen sicherstel­
len, daß die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes 
das vereinfachte Verfahren bei der Verfolgung von Laden­

dieben problemlos anwenden können. Solche Voraussetzungen 
bringen allerdings Grenzsituationen mit sich, deren Be­
handlung dann in der Praxis als unbillig empfunden wird: 
Wer eine Sache im Wert von 1 010 S zu stehlen versucht, 

wer vor vier Jahren bereits einmal wegen einer geringfügi­
gen Straftat verurteilt wurde, wer in einem Greißlerladen 
eine Packung Kaugummi im. Wert von 7 S zu stehlen versucht 
oder wer einen Taxilenker um den Fuhrlohn von 50 S prellt, 
hat keine Möglichkeit, im Fall eines Ladendiebstahls eine 
vereinfachte Verfahrenserledigung zu erwirken. 

Nicht zuletzt solche voraussehbaren Grenzfälle 
lassen für die Zukunft eine Weiterentwicklung des vorge­
schlagenen vereinfachten Verfahrens überlegenswert er­
scheinen. Der Staatsanwaltschaft könnte die Möglichkeit 
eingeräumt werden, auch in anderen Bagatellfällen als 
Ladendiebstählen von der Verfolgung von Vermögensstraf­
taten unter bestimmten Bedingungen abzusehen. Ein Ausbau 
der bislang eng begrenzten Anwendungsfälle des Opportuni­
tätsprinzips im österreichischen Strafverfahrensrecht 
ließe sich unter anderem auch deshalb vertreten, weil ver­
gleichbare Rechtsordnungen in Europa schon seit Jahren da­
zu übergegangen sind, den Anklagebehörden bei der Verfol­
gung von Delikten mit geringem Unrechts- und SChuldgehalt 
einen Ermessensspielraum einzuräumen. Knüpft man ein 
(auch) von ZweCkmäßigkeitsüberlegungen bestimmtes Anklage­
verhalten etwa an die Bedingung einer Schadloshaltung des 
Geschädigten, so wären inhaltlich begrenzte Ermessensent­
scheidungen über die Strafverfolgung durchaus vorstellbar. 
Eine wesentliche Voraussetzung dafür wäre die Erfüllung 
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von Präventionserfordernissen. Ist nach den besonderen Um­

ständen des Einzelfalles anzunehmen, daß es keiner Bestra­

fung bedarf, um den Verdächtigen von strafbaren Handlungen 

abzuhalten oder der Begehung strafbarer Handlungen durch 

andere entgegenzuwirken, so fehlt eine wesentliche Voraus­

setzung, um eine Strafverfolgung von Bagatelldelikten 

gegen fremdes Vermögen unter allen umständen fortzusetzen. 

Das Bundesministerium für Justiz würde es be­

grüßen, wenn die begutachtenden Stellen - schon jetzt -

auch auf diese Überlegungen eingehen und dazu Stellung 
nehmen könnten, ob und inwieweit eine solche (künftige) 

erweiterte Möglichkeit der Anklagebehörde zu einem Verfol­

gungsverzicht bei Wiedergutmachung des Schadens eines Ver­

mögensdeliktes geringer Schwere und Erbringung einer (zu­

sätzlichen) Geldleistung durch den Beschuldigten wün­

schenswert oder vertretbar wäre. 

7. Zu den finanziellen Auswirkungen; 

Das vorgeschlagene vereinfachte Verfahren wird 
dazu führen, daß eine wesentlich geringere Anzahl von Tat­

verdächtigen, die wegen eines Ladendiebstahls angezeigt 

werden, auch gerichtlich verurteilt werden. Da es sich bei 

diesen Angezeigten zum weitaus größten Teil um unbeschol­
tene Personen handelt, die im Fall einer gerichtlichen 
Verurteilung vielfach (wenngleich mit regionalen Unter­

schieden) mit einer bedingt nachgesehenen Strafe rechnen 

können, ist auch nur ein begrenzter Rückgang bei den Ein­
nahmen aus Geldstrafen zu erwarten. 
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Die vorgeschlagenen Verfahrensvereinfachungen 
werden demgegenüber eine Verringerung des Personalein­
satzes im Bereich des Justiz- und Innenressorts zur Folge 
haben. Es ist zwar nicht möglich, die Einsparungen in die­
sem Bereich genau abzuschätzen, zu erwarten ist aber 
jedenfalls, daß von den derzeit jährlich wegen eines 
Ladendiebstahls angezeigten Personen fast 20 000 die Vor­
aussetzungen des vereinfachten Verfahrens erfüllen wer­
den. Damit wird der Zeitaufwand sowohl für die Erstellung 
der Anzeige und die übrigen Amtshandlungen der Sicher­
heitsbehörde als auch für die Erledigung der Anzeige durch 
die Justizbehörden in den Standardfällen verringert wer­
den. Insbesondere wird in solchen Fällen künftig eine Be­
fassung der Strafgerichte unterbleiben, was zu einer spür­
baren Entlastung der Bezirksgerichte führen wird, deren 
Geschäftsanfall in Strafsachen derzeit zu etwa 15 % - 20 % 
Ladendiebstähle umfaßt. Die durch die Ausgleichsleistungen 
von Personen, von deren Verfolgung nach § 34a StPO abge­
sehen wird, hereinkommenden Geldmittel werden voraussicht­
lich etwa 10 Millionen Schilling betragen und sollen einem 
Fonds für öffentliche Sicherheit, Opferhilfe und Straf­
fälligenbetreuung zufließen. Die Ausgleichsleistung des 

Verdächtigen soll damit einem - auch für diesen selbst 
sinnfälligen - kriminalpolitisch nützlichen Zweck gewidmet 
sein. Dieser gemeinnützige Fonds soll zB zur Entschädigung 
von Opfern einer Straftat beitragen, die keine ausrei­
chende sonstige Unterstützung erhalten; auch eine Straf­
fälligenbetreuung, die der Hintanhaltung weiterer Straf­

taten dient, könnte damit auf eine bessere finanzielle 
Grundlage gestellt werden als bisher. Schließlich ist auch 
an die Förderung von Maßnahmen der Verbrechensvorbeugung 
zu denken. Dadurch könnten die Haushalte des Bundes und 
der Länder entlastet werden, die sonst solche öffentlichen 
Aufgaben zu finanzieren oder zu unterstützen hätten. 
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Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu Artikel I: 

Zu § 34a StPQ: 

1. Ausgangspunkt für das vorgeschlagene verein­

fachte Verfahren nach § 34a ist, daß jemand - insbesondere 
auf Grund seiner Betretung am Tatort bzw. unmittelbar nach 

Tatbegehung - verdächtig ist, einen "Ladendiebstahl" be­
gangen zu haben. Die Konzeption dieser Regelung beruht so­

mit darauf, daß (lediglich) eine (verdichtete) Verdachts­

lage besteht und sich der Verdächtige - ohne daß dies als 

förmliches Tatgeständnis zu bewerten wäre - in der Folge 
freiwillig der vereinfachten Erledigungsart unterwirft, um 
ein gerichtliches Strafverfahren zu vermeiden. Weder die 
Unterwerfung unter das vereinfachte Verfahren noch der 
Verfolgungsverzicht der Staatsanwaltschaft berühren daher 

die Unschuldsvermutung nach Art. 6 Abs. 2 MRK. 

2. Die vorgeschlagenen Regelungen sollen jene 

Ladendiebstähle erfassen, die als Diebstähle (§ 127 StGB) 
oder Entwendungen (§ 141 StGB), aber auch als sonstige 

Vermögensdelikte zu qualifizieren sind, die mit Bereiche­

rungsvorsatz begangen werden und für deren Aburteilung die 

Bezirksgerichte zuständig sind. Es sollen also auch Sach­

verhalte, die als Betrug (§ 146 StGB) oder Notbetrug 

(§ 150 StGB) zu bewerten sind, einbezogen werden. Anderer­

seits sollen sowohl alle qualifizierten Diebstahlsarten, 

also der gewerbsmäßige Diebstahl und Bandendiebstahl 
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(§ 130 StGB), der räuberische Diebstahl (§ 131 StGB) sowie 

der Diebstahl mit Waffen (§ 129 Z 4 StGB), als auch Sach­
beschädigungen (§§ 125 f. StGB) vom Anwendungsbereich der 

vorgeschlagenen Regelungen ausgeschlossen sein. 

Die Beschränkung auf mit Bereicherungsvorsatz be­

gangene Vermögensdelikte ergibt sich einerseits daraus, 

daß diese den Regelfall einer als "Ladendiebstahl" be­

zeichneten Straftat darstellen, vor allem aber aus dem Um­

stand, daß die durch die Gewahrsamslockerung vom Ver­
fügungsberechtigten dem Kunden gebotene Gelegenheit des 

ungehinderten Zugriffs auf Waren ausschließlich zum Kauf, 

also zur Eigentumsübertragung der Ware an den Käufer, ani­
mieren soll, sodaß im Rahmen des vorliegenden Entwurfes 

auch nur ein dem Selbstbedienungswesen immanenter Miß­

brauch einer vereinfachten strafrechtlichen Erledigung zu­
geführt werden soll. Die vorsätzliche Beschädigung einer 

Ware oder der Diebstahl einer Sache, die zwar im Rahmen 

der Selbstbedienungseinrichtung gleichfalls frei zugäng­

lich, aber nicht für den Verkauf gedacht ist (zB ein De­

korationsgegenstand), kann demgegenüber nicht als spezi­

fische "Ausnützung" einer Selbstbedienungseinrichtung an­
gesehen werden und soll daher auch nicht von den "Laden­
diebstahls"-Regelungen erfaßt werden. 

3. Die Neuregelung soll sich daher auch nur auf 
solche Tatverdächtige erstrecken, die "Kunden" sind, weil 

nur diese in dem besonderen Gelegenheitsverhältnis stehen. 
Kaufhausangestellten oder Lieferanten, die unter Aus­
nützung des - ihnen in der Regel auch ohne Selbstbedie­

nungseinrichtung möglichen - ungehinderten Zugriffs auf 

Waren ihre durch das Dienst- oder Auftragsverhältnis be­
gründete Vertrauensstellung mißbrauchen, soll die vorge­

schlagene vereinfachte Erledigungsform nicht offenstehen. 
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4. Dem vereinfachten Verfahren sollen nur Straf­

taten unterliegen, die "unter Ausnützung einer Selbstbe­

dienungseinrichtung oder einer sonstigen Verkaufseinrich­
tung, die Kunden einen ungehinderten Zugriff auf Waren er­

möglicht", begangen werden. Unter diesen Einrichtungen 

sind insbesondere Selbstbedienungsläden sowie Selbstbe­
dienungseinrichtungen, wie etwa Zeitungsverkaufsständer, 

zu verstehen. Aber auch Läden oder Kaufhausabteilungen, in 

denen der Kunde - ohne daß eine Selbstbedienungsorganisa­

tion eingerichtet ist - die angebotenen Waren weitgehend 

unbeaufsichtigt selbst entnehmen oder probieren, zumindest 
aber faktisch ungehindert an sich nehmen kann, fallen 

unter diesen Begriff. Dazu zählen beispielsweise auch 
Waren, die vor einem Geschäftseingang "ausgestellt" wer­

den, ohne daß ihre unmittelbare Entnahme durch Kunden be­

absichtigt wäre. 

5. Der Verfolgungsverzicht soll von mehreren Vo­

raussetzungen abhängen. Sind diese erfüllt, so ist der 
Staatsanwalt verpflichtet, das Verfahren einzustellen; ein 

Ermessensspielraum im Sinn eines Opportunitätsprinzips 

soll ihm dabei grundsätzlich nicht zukommen. Die Vor­

schrift des § 34a richtet sich ausschließlich an den 

Staatsanwalt und stellt kein in einem Verfahren durchsetz­
bares Recht des Verdächtigen dar. Stellt daher der öffent­
liche Ankläger das Verfahren trotz Vorliegens der Voraus­

setzungen des § 34a nicht ein, so bleibt dem Betroffenen 

nur die Möglichkeit einer Aufsichtsbeschwerde an den Be­

hördenleiter bzw. an die diesem übergeordnete Behörde. 

6. Erfaßt werden sollen Vermögensdelikte, bei 
denen der vom Verdächtigen angestrebte Vermögensvorteil 

nicht höher als 1 000 S ist. Da die Regelungen der §§ 34a 

ff. sich ausschließlich auf "Waren" beziehen, also auf 
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Sachen, die zu einem vom Verfügungsberechtigten festge­

setzten Preis zum Verkauf angeboten werden, bemißt sich 

.auch der Vermögensvorteil nach diesem Preis. Sollte durch 
Vertauschung von Preiszetteln ein vermögensvorteil erzielt 

werden, der in der Differenz zwischen dem für die entnom­

mene Ware festgesetzten und dem vom Kunden vorgetäuschten 

Preis besteht, so ist diese Differenz maßgeblich. 

Der Bereich bis zu 1 000 S deckt, wie Erhebungen 

des Bundesministeriums für Inneres ergeben haben, den 

überwiegenden Teil aller Diebstähle in Selbstbedienungs­

einrichtungen und Kaufhäusern ab. 

7. Weitere Voraussetzung für den Verfolgungsver­

zicht durch die Staatsanwaltschaft ist, daß der Tatver­

dächtige oder ein Dritter (beispielsweise ein Mitverdäch­

tiger) die erlangte Ware zurückgestellt hat oder - sofern 

das nicht möglich ist - Ersatz für sie geleistet, das 

heißt den deliktsspezifischen Schaden vollständig gutge­
macht hat. Schäden, die durch ein anderes Verhalten des 

Verdächtigen, etwa eine fahrlässig herbeigeführte Sachbe­

sChädigung, verursacht wurden, müssen zur Erfüllung der 
Voraussetzungen der Z 2 ebensowenig gutgemacht worden sein 

wie solche, die sich aus der Bearbeitung des Falles durch 

den Geschäftsinhaber oder dessen Beauftragten ergeben. 

Im Regelfall wird die nach Z 2 geforderte Wieder­
gutmachung (lediglich) in der Rückgabe der entzogenen oder 

durch Täuschung erlangten Ware bestehen; hat der Verdäch­

tige diese jedoch bereits verbraucht (etwa indem er ent­

wendete Lebensmittel noch vor seiner Betretung verzehrt) 
oder beschädigt, so ist für sie Ersatz zu leisten. Will 

der Verdächtige die entzogene Ware behalten, so ist der 

Kaufpreis zu entrichten. Im Fall der betrügerischen Vor-
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täuschung eines niedrigeren als des für den Verkauf vorge­

sehenen Preises ist entweder diese Preisdifferenz zu be­

zahlen oder die Ware zurückzugeben (wobei ein vom Verdäch­

tigen bereits bezahlter - niedrigerer - Preis diesem zu­

rückzuerstatten ist). 

8. Über die Ersatzleistung nach Z 2 hinaus muß 

der Tatverdächtige schließlich auch eine - in der Zahlung 

eines Geldbetrages bestehende - freiwillige Ausgleichslei­
stung erbracht haben (Z 3; siehe auch Pkt. 1 der Erläute­

rungen zu § 34b)i die bloße - wenn auch verbindliche -

Willenserklärung, eine solche Leistung zu erbringen, 

reicht nicht aus. Die Ausgleichsleistung soll Bedürfnisse 

der Spezialprävention in bezug auf den Tatverdächtigen be­

friedigen, darüber hinaus aber auch das Rechtsbewußtsein 

der Allgemeinheit stützen, indem nach einem sozial uner­

wünschten Verhalten eine sichtbare und spürbare, der Wie­
derherstellung des Rechtsfriedens dienende Reaktion er­
folgt. Mit dieser Leistung wird das öffentliche Interesse 
an der Strafverfolgung in den von der Neuregelung zu er­
fassenden "Standardfällen" ausgeglichen, sodaß von der 

weiteren Verfolgung abgesehen werden kann. 

9. Ein Verfolgungsverzicht soll allerdings nur 
dann stattfinden, wenn der Tatverdächtige innerhalb der 

letzten fünf Jahre noch nicht wegen einer strafbaren Hand­

lung gegen fremdes Vermögen in Erscheinung getreten ist. 

Weder darf er innerhalb dieses Zeitraumes wegen eines De­

likts gegen fremdes Vermögen von einem österreichischen 

(oder - soweit das der Strafregisterauskunft zu entnehmen 

ist - von einem ausländischen) Gericht verurteilt noch 
darf innerhalb der letzten fünf Jahre schon einmal auf 

seine Verfolgung verzichtet worden sein, nachdem er eine 

Ausgleichsleistung erbracht hat (Z 4). Schließlich ist 
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auch derjenige von einem Verfolgungsverzicht nach § 34a 

ausgeschlossen, gegen den von einer österreichischen 

Staatsanwaltschaft Verfolgungsschritte wegen eines Delikts 

gegen fremdes Vermögen eingeleitet worden sind, solange 

das Verfahren nicht beendet ist (Z 5). Anders als mit dem 

Einleitungssatz des § 34a werden mit der Z 4 ~ im 

6. Abschnitt des StGB erwähnte Straftaten gegen fremdes 

Vermögen erfaßt, also auch solche, die nicht mit Bereiche­

rungsvorsatz begangen werden. 

9.1~ Alle von den Sicherheitstbehörden wegen des 

Verdachts einer strafbaren Handlung (gegen fremdes Vermö­

gen) geführten Ermittlungen werden für einen (mindestens) 
fünf jährigen Zeitraum in der Zentralen Informationssamm­

lung des Bundesministeriums für Inneres (EKISi Elektroni­
sches Kriminalpolizeiliches Informations-System) nach § 57 

Abs. 1 Z 6 des Sicherheitspolizeigesetzes, BGBl. Nr. 566/ 

1991, registriert. Die Auskunft aus diesem Informations­

system steht der Sicherheitsexekutive auf telefonischem 

Wege oder über Funk zur Vefügung. Diese Information ist im 
Bedarfsfall auch der Staatsanwaltschaft zugänglich 

(§ 57 Abs. 3 SPG). Ergibt sich, daß eine vorangegangene 

Anzeige aus dem Grunde des § 34a nach § 90 Stpo zurückge­

legt worden ist, so soll ein neuerlicher Verfolgungsver­

zicht nach dieser Gesetzesstelle ebensowenig zUlässig sein 
wie im Fall einer einschlägigen Vorstrafe. Auch dann, wenn 

sich herausstellt, daß die nach § 57 Abs. 1 Z 6 SPG regi­

strierte zurückliegende Anzeige wegen eines Vermögensde­

liktes ein offenes Verfahren betrifft, soll ein Verfol­

gungsverzicht nach § 34a hinsichtlich des nunmehr ange­

zeigten Verhaltens ausgeschlossen sein (in einem solchen 

Fall kommt eher eine gemeinsame Führung der beiden Verfah­
ren nach § 56 Stpo in Betracht). 
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10. Liegen mit Ausnahme der Z 3 alle Voraus­

setzungen des § 34a vor, so ist der Verdächtige von der 

Möglichkeit zu unterrichten, daß die Staatsanwaltschaft 
von seiner (weiteren) Verfolgung absehen werde, wenn er 

eine Ausgleichsleistung (Z 3) erbringt. Er ist aber auch 
darüber zu belehren, daß - soferne er die Durchführung des 
vereinfachten Verfahrens anstrebt - der als Ausgleichslei­

stung festgelegte Geldbetrag innerhalb von vier Wochen 
einzuzahlen ist. Weiters ist der Verdächtige darauf hinzu­
weisen, daß zwar die Zahlung einer freiwilligen Aus­

gleichsleistung keine Strafe ist, die im Strafregister 
eingetragen würde, daß eine Anwendung des § 34a aber in 

der Zentralen Informationssammlung der Sicherheitsbehörden 
verzeichnet wird und jedenfalls die wirkung hat, innerhalb 
von fünf Jahren einen weiteren Verfolgungsverzicht nach 

§ 34a auszuschließen. 

Diese Belehrung ist entweder schon vom einschrei­
tenden Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes (§ 34c) 
oder - insbesondere wenn das Vorliegen der Voraussetzungen 
des § 34a von diesem nicht erkannt worden ist oder sich 
erst im Zuge des gerichtlichen Strafverfahrens heraus­
stellt - vom Staatsanwalt vorzunehmen. Dabei werden im. 
Regelfall Informationsblätter zu verwenden sein, die in 
deutscher Sprache sowie in den gängigsten Fremdsprachen 

vorzubereiten sein werden. Solche Formulare werden bei den 
Sicherheitsbehörden und Staatsanwaltschaften, ferner auch 
in den in Betracht kommenden Kaufhäusern und Selbstbedie­
nungsläden aufliegen. 

Zu § 34b: 

1. Die Ausgleichsleistung erbringt der Verdäch­
tige dadurch, daß er einen Geldbetrag in der doppelten 

Höhe des Verkaufspreises der Ware zahlt. Bestand die dem 

4633H 

196/ME XVIII. GP - Mündliche Anfrage (gescanntes Original) 27 von 34

www.parlament.gv.at



I ' 

- 24 -

Tatverdächtigen vorgeworfene Handlung darin, durch Manipu­

lationen die Ware um einen geringeren als den vom Ver­

fügungsberechtigten vorgesehenen Preis zu erwerben, so be­

mißt sich die Ausgleichsleistung nach der doppelten Höhe 

der Preisdifferenz ("angestrebter Vermögensvorteil"). Die 
Ausgleichsleistung darf jedoch 500 S nicht unterschreiten, 

sodaß sich ihre Höhe zwischen 500 Sund 2 000 S bewegen 

wird. Forderungen, die der Verfügungsberechtigte sonst aus 

der strafbaren Handlung gegen den Verdächtigen geltend 

machen kann, etwa auf Grund seiner Aufwendungen für die 

Bearbeitung des Falles durch seine Angestellten oder einen 

Detektiv, haben auf die Höhe der Ausgleichsleistung keinen 

Einfluß. 

2. Die Ausgleichsleistung ist nur dann als "er­

bracht" im Sinn des § 34a Z 3 anzusehen, wenn sie vom Ver­

dächtigen innerhalb von vier Wochen, nachdem er über eine 

solche Möglichkeit unterrichtet wurde, eingezahlt worden 

ist. Es gilt das Datum der Einzahlung, nicht das des Ein­

langens auf dem Konto des Empfängers. Wird der als Aus­
gleichsleistung festgesetzte Betrag erst nach dieser Frist 

eingezahlt, so darf der Staatsanwalt die Zahlung nicht 

mehr berücksichtigen und somit auch nicht nach § 34a von 

der weiteren Verfolgung des Verdächtigen absehen. Der -

vor allem auch als Überlegungsfrist anzusehende - Zeitraum 

erscheint mit vier Wochen lang genug bemessen, um allfäl­
lige (unverschuldete, kurzfristige) Verzögerungen nicht 
dem Verdächtigen zum Nachteil gereichen zu lassen. Dem 

Staatsanwalt soll nur insofern ein Ermessensspielraum zu­

stehen, als er bei "unwesentlicher" Unterschreitung des zu 

zahlenden Betrages dennoch - im Sinn eines gebundenen Er­

messens - von der Verfolgung absehen kann. Als Orientie­
rungsgröße für eine solche "unwesentliche" Unterschreitung 

wird etwa ein Betrag angenommen werden können, der nicht 
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höher als ca. 5 % des festgesetzten Geldbetrages ist. Die 

Einräumung eines solchen Ermessensspielraumes erscheint 

insbesondere auch im Hinblick auf die Einbehaltung all­
fälliger Spesen bei Geldüberweisungen aus dem Ausland 

zweckmäßig. 

Zu § 34c: 

1. Die schnelle Durchführung eines vereinfachten 

Verfahrens nach § 34a scheint nur dann sichergestellt, 

wenn dieses nicht erst vom Staatsanwalt, sondern bereits 
an Ort und Stelle vom einschreitenden Organ des öffent­

lichen Sicherheitsdienstes in die Wege geleitet werden 

kann. Die Regelung des § 34c sieht daher vor, daß der 

Polizei- oder Gendarmeriebeamte, sozusagen als verlänger­

ter Arm der Staatsanwaltschaft, den Tatverdächtigen von 
der Möglichkeit eines Verfolgungsverzichts zu unterrichten 

hat, wenn er nach den ersten Sachverhaltserhebungen anneh­

men kann, daß die Staatsanwaltschaft im Fall der Erbrin­
gung einer Ausgleichsleistung nach § 34a von der Verfol­
gung absehen werde. 

Zu dieser Annahme ist das einschreitende Organ 

dann berechtigt, wenn der angestrebte Vermögensvorteil 

1 000 S nicht übersteigt (§ 34a Z 1) und es durch Anfragen 

beim Strafregisteramt und der Zentralen Informationssamm­

lung der Sicherheitsbehörden (§ 57 Abs. 1 Z 6 SPG) das 

Vorliegen der im § 34a Z 4 und 5 erwähnten Voraussetzungen 

geklärt hat. Solche Anfragen werden in der Regel bereits 

an Ort und Stelle über Funk oder telefonisch durchzuführen 

sein. Sind die Bedingungen erfüllt und hat der Verdächtige 

die an sich gebrachte Ware zurückgegeben bzw. Ersatz für 

sie geleistet, so hat das die Anzeige aufnehmende Organ 

des öffentlichen Sicherheitsdienstes den Verdächtigen über 
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die sonstigen Voraussetzungen und rechtlichen Folgen eines 

Anklageverzichts nach § 34a zu belehren und ihm ein In­

formationsblatt sowie einen Erlagschein auszufolgen, auf 

dem er den vom Gesetzgeber als Ausgleichsleistung vorge­

sehenen Geldbetrag eingetragen hat. 

2. Die Zahlung der Ausgleichsleistung mittels Er­

lagscheines soll sicherstellen, daß dem Verdächtigen eine 

Überlegungsfrist bleibt, bevor er sich mit der Zahlung des 

festgesetzten Geldbetrages der vereinfachten Verfahrenser­

ledigung unterwirft (dies auch mit Rücksicht auf den Um­
stand, daß ihm am Tatort oft zugleich Erklärungen über die 

zivilrechtliche Schadensregulierung abverlangt werden). 

Eine sofortige Zahlung des Geldbetrages an den einschrei­

tenden Polizei- oder Gendarmeriebeamten soll daher nur in 

begründeten Ausnahmefällen und nur auf Verlangen des Ver­

dächtigen möglich sein. Ein solcher Ausnahmefall wird zB 
dann vorliegen, wenn ein ausländischer Tatverdächtiger un­

mittelbar vor der Wiederausreise aus dem Bundesgebiet 

steht und deshalb die Einzahlung nicht vom Inland aus vor­
nehmen kann oder wenn ihm erhebliche SChwierigkeiten (Be­

schränkungen des Devisenverkehrs) oder Mehrbelastungen 

(hohe Überweisungskosten) entstehen würden, falls er die 

Ausgleichsleistung von seinem Heimatstaat aus überweisen 

wollte. An Organe der Sicherheitsbehörde direkt gezahlte 

Ausgleichsleistungen sind von diesen für den Fonds für 

öffentliche Sicherheit, Opferhilfe und Straffälligenbe­

treuung (§ 34d) entgegenzunehmen und auf dessen Konto ein­

zuzahlen. Für solche Fälle können die Organe des öffent­

lichen Sicherheitsdienstes auch ermächtigt werden, be­

stimmte ausländische Währungen entgegenzunehmen, wie dies 

schon seit längerem im Bereich des Verwaltungsstrafverfah­
rens möglich ist (vgl. § SO Abs. 8 VStG). 
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3. Nach Ausfolgung des Informationsblattes und 

des Erlagscheines bzw. nach einer allfälligen direkten 

Entgegennahme der Ausgleichsleistung übermittelt die 

Sicherheitsbehörde die Anzeige an die Staatsanwaltschaft, 
welche an Hand der - allenfalls zu ergänzenden - Unterla­

gen prüft, ob die Voraussetzungen einer Verfahrensein­

stellung nach § 34a tatsächlich vorliegen. 

Liegen die Voraussetzungen für einen Verfolgungs­

verzicht vor und hat der Verdächtige innerhalb der Frist 

von vier Wochen die Ausgleichsleistung erbracht, so soll 

die Staatsanwaltschaft die Anzeige nach § 90 Abs. 1 StPO 
aus dem Grund des § 34a zurückzulegen haben. 

Kommt ein Verfolgungsverzicht nach § 34a deshalb 

nicht in Betracht, weil keine hinreichenden, die weitere 

Strafverfolgung rechtfertigenden Verdachtsgründe vorliegen 

bzw. dem Verdächtigen die Tat voraussichtlich nicht nach­
gewiesen werden kann, oder ist aus rech~lichen Gründen die 
weitere Verfolgung unstatthaft (zB wenn im Falle einer 

Entwendung (§ 141 StGB) oder eines Notbetruges (§ 150 

StGB) der Verletzte keine Ermächtigung zur Verfolgung er­

teilt), so hat der Staatsanwalt die Anzeige nach den all­
gemeinen Grundsätzen zurückzulegen und zu veranlassen, daß . 
dem Verdächtigen eine bereits erbrachte Ausgleichsleistung 

zurückgezahlt wird (§ 34c Abs. 3). 

Ergibt die Prüfung der Anzeigeunterlagen, daß ein 

Verfolgungsverzicht nach § 34a aus anderen Gründen nicht 
in Betracht kommt (zB weil der Verdächtige ein Angestell­

ter des Kaufhauses ist oder die Tat in die Zuständigkeit 

des Gerichtshofes erster Instanz fällt), so hat die 

Staatsanwaltschaft die Verfolgung des Verdächtigen fortzu­

setzen und ihn zugleich von diesem Schritt zu verständi-
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gen. Auch in diesem Fall ist eine bereits eingezahlte Aus­

gleichsleistung zurückzuzahlen (§ 34c Abs. 3). 

Zu § 34d: 

Die von den verdächtigen erbrachten Ausgleichs­

leistungen sollen einem (noch einzurichtenden) Fonds zur 

Unterstützung von Opfern strafbarer Handlungen sowie der 

Straffälligenbetreuung und zur Förderung von Maßnahmen der 

Verbrechensvorbeugung zufließen. Der Aufgabenbereich die­

ses Fonds soll sicherstellen, daß sowohl der Tatverdächti­

ge als auch der Geschädigte die Gewähr haben, daß die ein­
gezahlten Gelder nicht nur das konkrete Strafverfolgungs­
interesse ausgleichen, sondern darüber hinaus in einem 

kriminalpolitisch sinnvollen Bezug als Grundlage für Pro­

jekte dienen, mit denen beispielsweise versucht wird, 

einen Ausgleich zwischen Täter- und Opferinteressen her­

beizuführen oder Verbrechensopfern zu helfen, die etwa in 

eine Notlage geraten und keine ausreichende anderweitige 

Unterstützung erhalten. 

Auch könnten damit im Bereich der Straffälligen­

hilfe Projekte gefördert werden, die der sozialen Wieder­
eingliederung verurteilter Personen dienen. Gerade auf 

diesem Gebiet zeigen Beispiele im Ausland, daß eine inten­
sivere Straffälligenbetreuung (die zB in der Bundesrepu­

blik Deutschland in vermehrtem Ausmaß von privaten Insti­

tutionen übernommen wird, denen Geldbeträge aus Auflagen 

nach § l53a der deutschen Strafprozeßordnung zufließen) 
helfen kann, die Rückfallswahrscheinlichkeit zu senken, 

und damit einen wesentlichen Beitrag zur Verbrechensvor­

beugung leistet. Mit den in den Fonds einfließenden Geld­
mitteln könnten aber auch sonstige Präventionsmaßnahmen, 

etwa private oder kommunale Projekte zur Verringerung von 
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Möglichkeiten für die Begehung von Straftaten, oder die 

Aufklärungs- und Sozialarbeit in gesellschaftlichen Rand­

gruppen zur Verhinderung von Straftaten (beispielsweise 
die Arbeit von Streetworkern) gefördert werden (vgl. auch 

§ 2S SPG). 

Den in den Tätigkeitsbereich des vorgeschlagenen 

Fonds fallenden Bemühungen und Projekten ist gemeinsam, 

daß für sie entweder keine umfassende zuständigkeit (auf 

Bundes- oder Landesebene bzw. einer bestimmten Zentral­

stelle) besteht oder daß sie den Zuständigkeitsbereich 

mehrerer Behörden und sonstiger Stellen berühren. Eine 
kohärente sowie auf kriminalpolitische und kriminalpräven­

tive Zielsetzungen ausgerichtete Unterstützung und Förde­

rung ist daher häufig nicht oder nur eingeschränkt mög­
lich. Die Einrichtung eines Fonds mit laufendem Geldzufluß 

könnte diesem Mangel abhelfen und Reibungsverluste vermei­

den. 

Die Errichtung und konkrete Ausgestaltung dieses 

Fonds bleibt gesonderten Regelungen vorbehalten. Gedacht 
ist an eine Verwaltung durch das BMJ, wobei grundsätzliche 

Entscheidungen von einem Beirat zu treffen wären, in dem 

die im Tätigkeitsbereich des Fonds zuständigen und 

interessierten Stellen vertreten sind. 

Zu Artikel II: 

Das vorgeschlagene vereinfachte Verfahren soll im 

Hinblick auf seine Gestaltung (insbes. die Handhabung 

durch Organe der Sicherheitsbehörden am Tatort) nur auf 

jene Taten Anwendung finden, die nach seinem Inkrafttreten 
begangen werden. 
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Auch bei Anzeigen wegen Ladendiebstählen, die vor 

dem 1.5.1993, dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Sicher­

heitspolizeigesetzes, insbesondere der Rechtsgrundlage für 
die Zentrale Informationssammlung (§ 57 Abs. 1 Z 6 SPG), 

erstattet werden, ist eine hinreichende Überprüfung der 

Voraussetzungen des § 34a an Hand der bei den Sicherheits­

behörden bereits vorhandenen Informationsmöglichkeiten 
sichergestellt. 
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